
Bundesrepublik Deutschland

§ 1
(1) Verbrechen sind Handlungen, die im Mindest­

maß mit Freiheitsstrafe von einem Jahr oder dar­
über bedroht sind.

(2) Übertretungen sind Handlungen, die mit 
Freiheitsstrafe bis zu sechs Wochen oder mit Geld­
strafe bis zu fünfhundert Deutsche Mark bedroht 
sind.

(3) Vergehen sind alle übrigen mit Freiheitsstrafe 
oder mit Geldstrafe bedrohten Handlungen.

(4) Milderungen oder Schärfungen, die nach den 
Vorschriften des Ersten Teils oder bei mildernden 
Umständen, minder schweren, besonders schweren 
oder ähnlichen allgemein umschriebenen Fällen vor­
gesehen sind, bleiben für die Einteilung außer Be­
tracht.

STRAFPROZESSORDNUNG

Vom 1. Februar 1877 i. d. F. der Bekanntmachung 
vom 17. September 1965 (BGBL I S. 1374; III 312-2), 
zuletzt geändert durch Gesetz vom 8. September 1969 

(BGBL I S. 1582)

§ 153

(1) Übertretungen werden nicht verfolgt, wenn 
die Schuld des Täters gering ist, es sei denn, daß
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(3) Verbrechen sind gesellschaftsgefährliche An­
griffe gegen die Souveränität der Deutschen Demo­
kratischen Republik, den Frieden, die Menschlich­
keit und die Menschenrechte, Kriegsverbrechen, 
Straftaten gegen die Deutsche Demokratische Re­
publik sowie vorsätzlich begangene Straftaten ge­
gen das Leben. Verbrechen sind auch andere vor­
sätzlich begangene gesellschaftsgefährliche Strafta­
ten gegen die Rechte und Interessen der Bürger, 
das sozialistische Eigentum oder andere Rechte und 
Interessen der Gesellschaft, die eine schwerwiegen­
de Mißachtung der sozialistischen Gesetzlichkeit 
darstellen und für die deshalb eine Freiheitsstrafe 
von mindestens zwei Jahren angedroht ist oder für 
die innerhalb des vorgesehenen Strafrahmens im 
Einzelfall eine Freiheitsstrafe von über zwei Jahren 
ausgesprochen wird.

(2) Vergehen sind vorsätzlich oder fahrlässig be­
gangene gesellschaftswidrige Straftaten, welche die 
Rechte und Interessen der Bürger, das sozialistische 
Eigentum, die gesellschaftliche und staatliche Ordnung 
oder andere Rechte und Interessen der Gesellschaft 
schädigen. Sie ziehen strafrechtliche Verantwortlichkeit 
vor einem gesellschaftlichen Organ der Rechtspflege 
oder Strafen ohne Freiheitsentzug oder, soweit gesetz­
lich vorgesehen, bei schweren Vergehen Freiheitsstrafe 
bis zu zwei Jahren nach sich. Die Strafe für beson­
ders schwere fahrlässige Vergehen ist, soweit gesetz­
lich vorgesehen, Freiheitsstrafe bis zu fünf Jahren.

§ 2

(bei § 61 StGB West)

§ 3

(1) Eine Straftat liegt nicht vor, wenn die Hand­
lung zwar dem Wortlaut eines gesetzlichen Tatbestan-


